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<Article>Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Lage der Grundrechte in der Europäischen Union (2013-2014)</Article>
Das Europäische Parlament,
–
unter Hinweis auf die Präambel des Vertrags über die Europäische Union (EUV) und die einschlägigen Artikel des Vertrags,

–
unter Hinweis unter anderem auf Artikel 2, Artikel 3 Absatz 3 Unterabsatz 2 und die Artikel 6, 7 und 9 EUV,

–
gestützt auf Artikel 168 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), insbesondere auf Absatz 7,

–
unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union vom 7. Dezember 2000 (im Folgenden: Charta), die am 12. Dezember 2007 in Straßburg proklamiert wurde und im Dezember 2009 mit dem Vertrag von Lissabon in Kraft trat,

–
unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, die 1948 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen angenommen wurde,

–
unter Hinweis auf die Übereinkommen der Vereinten Nationen zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten und die Rechtsprechung der Vertragsorgane der Vereinten Nationen,

–
unter Hinweis auf das am 13. Dezember 2006 in New York angenommene und am 23. Dezember 2010 von der Europäischen Union ratifizierte Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen,

–
unter Hinweis auf das am 20. November 1989 in New York verabschiedete Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes,

–
unter Hinweis auf folgende Allgemeine Bemerkungen des Ausschusses der Vereinten Nationen für die Rechte des Kindes: Nr. 7 (2005) zur Umsetzung der Kinderrechte in der frühen Kindheit, Nr. 9 (2006) zu Rechten von Kindern mit Behinderungen, Nr. 10 (2007) zu Rechten des Kindes in der Jugendgerichtsbarkeit, Nr. 12 (2009) zum Recht des Kindes, gehört zu werden, Nr. 13 (2011) zum Recht des Kindes auf Schutz vor jeder Form von Gewalt und Nr. 14 (2013) zum Recht des Kindes auf Vorrang des Kindeswohls,

–
unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen aus dem Jahr 1979 zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW), auf die Aktionsplattform von Beijing, auf seine Entschließung vom 25. Februar 2014 mit Empfehlungen an die Kommission zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen
, auf seine Entschließung vom 6. Februar 2014 zu der Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Abschaffung der weiblichen Genitalverstümmelung (FGM)“
 und auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 5. Juni 2014 zur Prävention und Bekämpfung aller Formen der Gewalt gegen Frauen und Mädchen, einschließlich der Genitalverstümmelung,

–
unter Hinweis auf die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK), die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, die Übereinkommen, Empfehlungen, Entschließungen und Berichte der Parlamentarischen Versammlung, des Ministerkomitees, des Kommissars für Menschenrechte und der Venedig-Kommission des Europarats,

–
unter Hinweis auf die vom Europäischen Rat am 27. Juni 2014 angenommenen strategischen Leitlinien für den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts,

–
unter Hinweis auf das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Übereinkommen von Istanbul),

–
unter Hinweis auf die Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft
,

–
unter Hinweis auf die Empfehlung des Rates vom 9. Dezember 2013 für wirksame Maßnahmen zur Integration der Roma in den Mitgliedstaaten
,

–
unter Hinweis auf das Richtlinienpaket zum Recht auf prozessuale Einrede in der EU
,

–
unter Hinweis auf den Rahmenbeschluss 2008/913/JI des Rates vom 28. November 2008 zur strafrechtlichen Bekämpfung bestimmter Formen und Ausdrucksweisen von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
,

–
unter Hinweis auf die Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates
,

–
unter Hinweis auf die Entscheidungen und die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) sowie die Rechtsprechung der Verfassungsgerichte der Mitgliedstaaten, die die Charta bei der Auslegung der nationalen Rechtsvorschriften als Bezugspunkt heranziehen,

–
unter Hinweis auf die vom Präsidenten der Kommission Juncker am 15. Juli 2014 dem Parlament vorgestellten politischen Leitlinien für die neue Kommission, 

–
unter Hinweis auf die Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf
 und den Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtet der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung (COM(2008)0426),

–
unter Hinweis auf die EU-Strategie zur Beseitigung des Menschenhandels 2012–2016 (COM(2012)0286), insbesondere die Bestimmungen über die Finanzierung der Ausarbeitung von Leitlinien für Systeme zum Schutz von Kindern und den Austausch von bewährten Verfahren,

–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. Dezember 2013 zu den Fortschritten bei der Umsetzung der nationalen Strategien zur Integration der Roma
,

–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. September 2013 zur Lage unbegleiteter Minderjähriger in der EU
,

–
unter Hinweis auf seine Entschließungen zu den Grund- und den Menschenrechten, dem Schutz von Minderheiten und den Maßnahmen gegen Diskriminierung,

–
unter Hinweis auf die Anhörung von Frans Timmermans vor dem Parlament am 7. Oktober 2014 und auf seine Anwesenheit in der Sitzung vom 11. Februar 2015,

–
unter Hinweis auf die Anhörung von Dimitris Avramopoulos vor dem Parlament am 30. September 2014,

–
gestützt auf Artikel 52 seiner Geschäftsordnung,

A.
in der Erwägung, dass die Achtung und Förderung der Menschenrechte, der Grundfreiheiten, der Demokratie sowie der Werte und Grundsätze, die in den Verträgen der EU und den internationalen Menschenrechtsinstrumenten (Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, EMRK, Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte, Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte usw.) verankert sind, für die Union und ihre Mitgliedstaaten verbindlichen Charakter haben und im Mittelpunkt des europäischen Aufbauwerks stehen müssen;

B.
in der Erwägung, dass sich die EU gemäß Artikel 2 EUV auf die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die Minderheiten angehören, gründet, wobei diese Werte allen Mitgliedstaaten gemeinsam sind und von der EU und von allen Mitgliedstaaten in allen innen- und außenpolitischen Maßnahmen geachtet werden müssen; in der Erwägung, dass die Kommission gemäß Artikel 17 EUV für die Anwendung der Verträge zu sorgen hat; 

C.
in der Erwägung, dass die EU gemäß Artikel 6 EUV die Grundrechte in allen ihren Handlungen ungeachtet ihrer Zuständigkeit in dem betroffenen Bereich fördern und durchsetzen muss; in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten aufgefordert werden, es der EU gleichzutun;

D.
in der Erwägung, dass die Charta der Grundrechte der Europäischen Union mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon fester Bestandteil der Verträge geworden ist und dass sie daher für die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU sowie für die Mitgliedstaaten im Rahmen der Umsetzung der EU-Rechtsvorschriften nun rechtsverbindlich ist; in der Erwägung, dass in den Organen der EU, aber auch in den Mitgliedstaaten – insbesondere wenn diese das Unionsrecht intern oder in ihren Beziehungen zu Drittländern anwenden – eine wirkliche Kultur der Grundrechte entwickelt, gefördert und gestärkt werden muss;

E.
in der Erwägung, dass in den Artikeln 2 und 3 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union das Recht auf Leben und das Recht auf Unversehrtheit der Person anerkannt werden;

F.
in der Erwägung, dass die EU von der Annahme und dem gegenseitigen Vertrauen darauf ausgeht, dass die Mitgliedstaaten insbesondere mit Blick auf den Aufbau eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sowie auf den Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und die Grundrechte, wie sie in der EMRK und der Charta der Grundrechte verankert sind, achten; 

G.
in der Erwägung, dass Korruption der Gesellschaft schadet und Verstöße gegen Grundrechte auslöst; in der Erwägung, dass ein wirksames, unabhängiges und unparteiisches Rechtssystem eine grundlegende Voraussetzung dafür ist, dass Rechtsstaatlichkeit und der Schutz der Grundrechte und der bürgerlichen Freiheiten der Bürger in Europa gewährleistet sind;

H.
in der Erwägung, dass Artikel 4 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union jede unmenschliche und erniedrigende Behandlung verbietet;

I.
in der Erwägung, dass ein Drittel der Weltbevölkerung und ein Fünftel der Bevölkerung in der EU Kinder sind; in der Erwägung, dass die Rechte der Kinder zu den Menschenrechten gehören, die von der EU und ihren Mitgliedstaaten geachtet und gefördert werden müssen; in der Erwägung, dass die Lage der Kinder in Europa und auf der ganzen Welt alles andere als zufriedenstellend ist und dass diese schutzbedürftigen Bürger nach wie vor zahlreichen Einschränkungen oder Missachtungen ihrer Rechte ausgesetzt sind; 

J.
in der Erwägung, dass der Aufbau des in Titel V AEUV beschriebenen Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts erfordert, dass die Grundrechte von der EU und von allen Mitgliedstaaten uneingeschränkt geachtet werden;

K.
in der Erwägung, dass die Rechtsstaatlichkeit das Rückgrat der freiheitlichen Demokratie in Europa und einer der tragenden Grundsätze der EU ist, der seinen Ursprung in den gemeinsamen Verfassungstraditionen aller Mitgliedstaaten hat;

L.
in der Erwägung, dass tausende Menschen auf beispiellose Weise im Mittelmeer den Tod gefunden haben und der EU ein großes Maß an Verantwortung zukommt, Leben zu retten, Schleusern Einhalt zu gebieten und Asylsuchende sowie Flüchtlinge zu unterstützen und zu schützen;

M.
in der Erwägung, dass das Recht auf Asyl durch das Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (Genfer Flüchtlingskonvention) von 1951 sowie durch das Protokoll vom 31. Januar 1967 garantiert wird;

N.
in der Erwägung, dass in unseren Gesellschaften nach wie vor extremer Nationalismus, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz in Erscheinung treten; in der Erwägung, dass sie sogar in vielen Mitgliedstaaten offenbar noch zunehmen;

O.
in der Erwägung, dass das Petitionsrecht eine enge Bindung zwischen den EU-Bürgern und dem Europäischen Parlament geschaffen hat; in der Erwägung, dass die Europäische Bürgerinitiative einen neuen direkten Bezug zwischen den EU-Bürgern und den EU-Organen geschaffen hat und den Ausbau der Grund- und Bürgerrechte stärken kann;

P.
in der Erwägung, dass es etwa 80 Millionen europäische Bürger mit Behinderungen gibt; in der Erwägung, dass Menschen mit Behinderungen nach wie vor zu wenig Betreuung und Unterstützung bei ihrer Inklusion zuteil wird; in der Erwägung, dass die EU als Vertragspartei des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen verpflichtet ist, die in dem Übereinkommen verankerten Rechte von Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu schützen und zu achten;

Q.
in der Erwägung, dass in erster Linie Frauen und Mädchen geschlechtsspezifischer Gewalt zum Opfer fallen; in der Erwägung, dass Hunderttausende in Europa lebende Frauen einer Genitalverstümmelung unterzogen wurden und Tausende Mädchen davon bedroht sind;

R.
in der Erwägung, dass der Handel mit Frauen und Kindern und ihre sexuelle Ausbeutung eine eindeutige Verletzung der Menschenrechte, der Menschenwürde und der Grundsätze des Rechts und der Demokratie darstellen; in der Erwägung, dass Frauen heutzutage aufgrund der gestiegenen wirtschaftlichen Unsicherheit und des höheren Risikos von Arbeitslosigkeit und Armut noch anfälliger für solche Gefahren sind;

S.
in der Erwägung, dass die Roma, die größte ethnische Minderheit in Europa, nach wie vor unter schwerwiegender Diskriminierung, rassistisch motivierten Übergriffen, Hassreden, Armut und Ausgrenzung zu leiden haben;

T.
in der Erwägung, dass in der Charta der Grundrechte das Recht älterer Menschen auf ein würdiges und unabhängiges Leben und auf Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben anerkannt wird;

1.
vertritt die Ansicht, dass unbedingt dafür gesorgt werden muss, dass die in Artikel 2 EUV aufgeführten gemeinsamen europäischen Werte in den Rechtsvorschriften der EU und der Einzelstaaten umfassend geachtet werden; betont, dass die Europäische Union verpflichtet ist, bei dem Erlass von Rechtsvorschriften ihre in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten uneingeschränkt zu achten und das Subsidiaritätsprinzip zu befolgen; 

2.
fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass Legislativvorschläge und politische Maßnahmen im Einklang mit der Charta stehen und die Grundrechte nicht verletzen und dass die Auswirkungen der EU-Rechtsvorschriften und ihrer Umsetzung durch die Mitgliedstaaten auf die Grundrechte in den Bewertungsberichten über die Umsetzung der EU-Rechtsvorschriften, den Jahresberichten über die Überwachung der Anwendung des EU-Rechts und den Folgenabschätzungen systematisch analysiert werden;

3.
weist darauf hin, dass die EU gemäß Artikel 6 EUV verpflichtet ist, der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten beizutreten; nimmt das Gutachten 2/2013 des Gerichtshofs der Europäischen Union zur Kenntnis; fordert die Kommission und den Rat auf, die notwendigen Instrumente einzuführen, damit die zuvor genannte, in den Verträgen verankerte Verpflichtung unverzüglich erfüllt wird; ist der Auffassung, dass hierbei uneingeschränkte Transparenz an den Tag gelegt werden muss, da hier ein zusätzlicher Mechanismus eingerichtet wird, mit dem die tatsächliche Achtung der Grundrechte einschließlich des Rechts auf einen wirksamen Rechtsbehelf verbessert und der Schutz des Einzelnen vor Verletzungen dieser Rechte gestärkt wird und die EU-Organe für ihr Verhalten und ihre Unterlassungen in Bezug auf die Grundrechte verstärkt zur Rechenschaft gezogen werden können;

4.
begrüßt die Ernennung des ersten Vizepräsidenten der Kommission, der für die Achtung der Rechtsstaatlichkeit und die Charta zuständig ist; nimmt seine bei seiner Anhörung vor dem Parlament abgegebene Erklärung zur Kenntnis, wonach die bestehenden Rechtsvorschriften und Verfahren für die Gewährleistung der Rechtsstaatlichkeit ausreichend sind, und begrüßt seine Zusage, den „EU-Rahmen zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips“, mit dem Umstände, denen eine systemische Bedrohung der Rechtsstaatlichkeit innewohnt, angegangen und bewältigt werden, angemessen durchzusetzen und so vor und ergänzend zu den Mechanismen von Artikel 7 tätig zu werden; befürwortet seine Absicht, jährlich ein Kolloquium über Grundrechte auszurichten, an dem alle wichtigen Interessenträger – darunter auch das Europäische Parlament – teilnehmen;

5.
betont die Notwendigkeit, die bestehenden Mechanismen in vollem Umfang zu nutzen, um die Achtung, den Schutz und die Förderung der in Artikel 2 EUV und in der Charta der Grundrechte genannten Grundrechte und Werte der Union sicherzustellen; betont in diesem Zusammenhang, dass alle derzeit in den Verträgen vorgesehenen Instrumente umgehend angewandt und umgesetzt werden müssen;

6.
betont, dass die bestehenden Mechanismen in vollem Umfang genutzt werden müssen, wobei objektive Bewertungen und Untersuchungen in die Wege geleitet sowie in begründeten Fällen Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet werden müssen;

7.
nimmt die Mitteilung der Kommission über einen neuen EU-Rahmen zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips zur Kenntnis, der aus einem strukturierten Dialog zwischen der Kommission und dem betroffenen Mitgliedstaat, einer Bewertung durch die Kommission, einer Empfehlung der Kommission und Folgemaßnahmen zu der Empfehlung besteht, da mit diesem Rahmen Abhilfe für bestehende Mängel geschaffen werden kann, sodass Missachtungen der und Verstöße gegen die Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten abgewendet und beseitigt werden können; nimmt die Absicht der Kommission zur Kenntnis, das Parlament und den Rat regelmäßig über die Fortschritte in jeder Phase zu unterrichten; 

8.
fordert die Kommission auf, diesen Rahmen immer dann, wenn es erforderlich ist, anzuwenden, damit 

a)
die Möglichkeiten der EU, in bestimmten Krisensituationen im Zusammenhang mit der Rechtsstaatlichkeit dadurch tätig zu werden und einzugreifen, dass sie die jeweilige Problematik gezielt angeht, verbessert werden;

b)
das Fachwissen des Europarates besser genutzt und ein offizieller Kanal für die Zusammenarbeit in Fragen der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte eingerichtet wird; die Bemühungen unterstützt werden, einen einfacheren Zugang zu allen einschlägigen Überwachungsaktivitäten und Bewertungen der Organe der EU, des Europarates und der Grundrechteagentur zur Lage der Grundrechte in der EU und in den Mitgliedstaaten zu schaffen; 

c)
dafür gesorgt wird, dass die Kommission immer dann, wenn die Angelegenheit mit dem dreistufigen Verfahren des Rahmens nicht bewältigt werden kann, die Möglichkeit prüft, eine der in Artikel 7 EUV genannten Maßnahmen einzuleiten; 

9.
begrüßt, dass der Rat im Rat „Allgemeine Angelegenheiten“ einen jährlichen Dialog über Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten abhalten wird, dessen Ergebnisse gegen Ende 2016 bewertet werden;

10.
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, bei mutmaßlichen Verstößen gegen die in der Charta garantierten Grundrechte Ermittlungen einzuleiten und diesen Verstößen, sofern sie belegt sind, nachzugehen; fordert insbesondere die Kommission nachdrücklich auf, Vertragsverletzungsverfahren einzuleiten, wenn Mitgliedstaaten in den Verdacht geraten, gegen diese Rechte verstoßen zu haben;

11.
erinnert daran, dass die fristgerechte und ordnungsgemäße Umsetzung und Anwendung des Unionsrechts von entscheidender Bedeutung ist, was insbesondere dann der Fall ist, wenn damit die Grundrechte beeinflusst oder weiterentwickelt werden;

Freiheit und Sicherheit

12.
weist darauf hin, dass terroristische Vorfälle die EU und ihre Mitgliedstaaten veranlasst haben, ihre Anti-Terror-Maßnahmen und ihre Maßnahmen gegen Radikalisierung zu verstärken; betont, dass bei allen Sicherheitsmaßnahmen die Grundsätze der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit sowie die Grundrechte eingehalten werden sollten; 

13.
weist darauf hin, dass die weit verbreitete grenzübergreifende Internetkriminalität und der Cyber-Terrorismus ernste Herausforderungen darstellen und Bedenken im Hinblick auf den Schutz der Grundrechte im Online-Bereich auslösen; ist der Auffassung, dass die Union unbedingt aktuelles Fachwissen im Bereich Computer- und Netzsicherheit aufbauen muss, um dafür sorgen zu können, dass die Artikel 7 und 8 der Charta im Cyberspace besser eingehalten werden;

14.
betont, dass die Sicherung der Grundrechte in der heutigen Informationsgesellschaft ein zentrales Thema für die EU ist, da von der zunehmenden Verwendung von Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) neue Bedrohungen im Cyberspace für die Grundrechte ausgehen, deren Schutz gestärkt werden sollte, indem sichergestellt wird, dass sie online in derselben Weise und im selben Umfang gefördert und geschützt werden wie in der Offline-Welt; 

15.
fordert die Kommission mit Nachdruck auf, die Umsetzung der bestehenden EU-Rechtsvorschriften in diesem Bereich sorgfältig zu überwachen, und vertritt die Auffassung, dass die Mitgliedstaaten im Wege effektiver Ermittlungen und einer wirksamen Strafverfolgung von den geltenden Bestimmungen des Strafrechts Gebrauch machen sollten, um sicherzustellen, dass die Grundrechte der Opfer gewahrt werden;

16.
unterstreicht die entscheidende Rolle der Bildung, um der Radikalisierung und dem Anstieg von Intoleranz und Extremismus unter Jugendlichen vorzubeugen; 

Religions- und Gewissensfreiheit

17.
nimmt Bezug auf Artikel 10 der Charta, der die Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit einschließlich der Freiheit, eine frei gewählte Religion auszuüben oder die Religion oder die Weltanschauung zu wechseln, schützt; ist der Auffassung, dass dieser Artikel auch die Freiheit von Nichtgläubigen abdeckt; verurteilt jede Form von Diskriminierung oder Intoleranz und fordert ein Verbot jeder Form von Diskriminierung aus diesen Gründen; beklagt in diesem Zusammenhang die jüngsten Vorfälle antisemitischer und gegen Muslime gerichteter Diskriminierung und Gewalt; fordert die Mitgliedstaaten einschließlich der regionalen Behörden auf, mit allen verfügbaren Mitteln die Religions- und Weltanschauungsfreiheit zu schützen, durch eine effektive Politikgestaltung für Toleranz und interkulturellen Dialog einzutreten und gegebenenfalls Antidiskriminierungsmaßnahmen zu verstärken; erinnert daran, dass dafür Sorge getragen werden muss, dass alle Religionen und Weltanschauungen gleich behandelt werden; bringt seine Besorgnis über die Anwendung von Verboten der Blasphemie und der Verunglimpfung von Religionen in der Europäischen Union zum Ausdruck, die schwerwiegende Auswirkungen auf die Ausübung der Meinungsfreiheit haben können; verurteilt entschieden die Übergriffe auf Gebetsstätten und fordert die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, diese Untaten nicht ungestraft zu lassen;

18.
verlangt nachdrücklich, dass die Religions- und Weltanschauungsfreiheit im besetzten Teil Zyperns, in dem mehr als 500 religiöse und kulturelle Denkmäler vom Verfall bedroht sind, geachtet wird; 

19.
ist besorgt über das Wiederaufflammen des Antisemitismus in Europa und über die vermehrt auftretenden Bemühungen, den Holocaust zu leugnen oder zu relativieren; ist äußerst besorgt darüber, dass viele Mitglieder der jüdischen Gemeinschaft aufgrund der zunehmend antisemitisch geprägten Stimmung und wegen Diskriminierungen und Gewalttaten gegen Juden darüber nachdenken, Europa zu verlassen;

20.
bekundet seine tiefe Besorgnis über die Zunahme von gegen Muslime gerichteten Demonstrationen und Übergriffen auf Moscheen; bedauert die Diskriminierungen und die Gewalttaten, denen die muslimische Gemeinschaft ausgesetzt ist; ruft die Mitgliedstaaten auf, diese Taten systematisch zu verurteilen und ihnen gegenüber keine Toleranz walten zu lassen;

Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung

21.
weist darauf hin, dass Pluralismus, Nichtdiskriminierung und Toleranz gemäß Artikel 2 EUV zu den Grundwerten der Union gehören; ist der Auffassung, dass nur politische Strategien, mit denen sowohl die inhaltliche als auch die formale Gleichstellung gefördert und alle Arten von Voreingenommenheit und Diskriminierung bekämpft werden, eine von Zusammenhalt geprägte Gesellschaft unterstützen können, indem sie alle Vorurteile, die die soziale Integration behindern, abbauen; bedauert die Tatsache, dass es in der EU noch heute Fälle von Diskriminierung, Marginalisierung und sogar Gewalt und Missbrauch insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung gibt;

22.
ist der Ansicht, dass die Union und die Mitgliedstaaten ihre Bemühungen um die Bekämpfung von Diskriminierung und den Schutz der kulturellen, religiösen und sprachlichen Vielfalt verstärken und Maßnahmen zur Verbesserung der Gleichstellung von Männern und Frauen, der Rechte des Kindes, der Rechte älterer Menschen, der Rechte behinderter Menschen sowie der Rechte von LGBTI-Personen und von Angehörigen nationaler Minderheiten fördern müssen;

23.
fordert die Kommission und den Rat auf einzuräumen, dass es verlässlicher und vergleichbarer, nach Gründen für die Diskriminierung aufgeschlüsselter Gleichstellungsdaten zur Messung von Diskriminierung bedarf, um fundiertes Wissen für die Politikgestaltung bereitzustellen, die Anwendung des Antidiskriminierungsrechts der EU auszuwerten und dieses Recht besser durchzusetzen; fordert die Kommission auf, kohärente Standards für die Erhebung von Gleichstellungsdaten festzulegen, die auf Selbstidentifikation, EU-Datenschutzstandards und Anhörung der einschlägigen Gemeinschaften beruhen; fordert die Mitgliedstaaten auf, Daten zu allen Diskriminierungsgründen zu erheben;

Minderheitenförderung

24.
fordert ein kohärenteres Vorgehen vonseiten der Europäischen Union im Bereich des Schutzes von Minderheiten; ist der festen Überzeugung, dass alle Mitgliedstaaten sowie die Kandidatenländer denselben Grundsätzen und Kriterien unterliegen sollten, damit keine unterschiedlichen Maßstäbe zur Anwendung kommen; verlangt daher die Schaffung eines wirksamen Mechanismus zur Überwachung und Sicherstellung der Grundrechte aller Arten von Minderheiten sowohl in den Kandidatenländern als auch in den EU-Mitgliedstaaten;

25.
betont, dass die Europäische Union ein Raum sein muss, in dem die Wahrung der ethnischen, kulturellen und sprachlichen Vielfalt vorherrscht; fordert die EU-Organe auf, unter Berücksichtigung der einschlägigen internationalen Rechtsstandards und bestehender bewährter Verfahren ein umfassendes EU-Schutzsystem für nationale, ethnische und sprachliche Minderheiten auszuarbeiten, um deren Gleichbehandlung zu gewährleisten; fordert die Mitgliedstaaten auf, eine effektive Gleichbehandlung dieser Minderheiten insbesondere in sprachlichen, bildungspolitischen und kulturellen Angelegenheiten sicherzustellen; hält die Mitgliedstaaten, die dies bisher noch nicht getan haben, an, das Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten zu ratifizieren und effektiv umzusetzen; erinnert auch an das Erfordernis, die im Rahmen der OSZE ausgearbeiteten Grundsätze anzuwenden;;
26.
verurteilt alle Formen der Diskriminierung aus sprachlichen Gründen und fordert diejenigen Mitgliedstaaten, die dies bisher noch nicht getan haben, auf, die Europäische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen zu ratifizieren und effektiv umzusetzen; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission mit Nachdruck auf, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um unverhältnismäßige administrative oder legislative Hindernisse aus dem Weg zu räumen, die der sprachlichen Vielfalt auf europäischer oder nationaler Ebene entgegenstehen könnten;

27.
betont, dass die Grundsätze der Menschenwürde und der Gleichheit vor dem Gesetz sowie das Verbot der Diskriminierung aus jedwedem Grund die Grundlagen der Rechtsstaatlichkeit sind; fordert die Mitgliedstaaten auf, einen nationalen Rechtsrahmen anzunehmen, um gegen jegliche Form der Diskriminierung vorzugehen und die wirksame Umsetzung des geltenden EU-Rechtsrahmens zu gewährleisten;

Lage der Roma

28.
bedauert die zunehmende Roma-Feindlichkeit in der Europäischen Union und ist beunruhigt über die Lage der Roma in der EU und die zahlreichen Fälle von Verfolgung, Gewalt, Stigmatisierung, Diskriminierung und rechtswidrigen Ausweisungen, die gegen die Grundrechte und gegen das EU-Recht verstoßen; fordert die Kommission mit Nachdruck auf, auch künftig gegen diejenigen Mitgliedstaaten vorzugehen, die eine institutionalisierte Diskriminierung und Segregation zulassen; fordert einmal mehr die Mitgliedstaaten auf, Strategien zur Förderung wirklicher Inklusion effektiv umzusetzen, insbesondere in den Bereichen Schutz der Grundrechte, Bildung, Beschäftigung, Wohnraum und Gesundheit verstärkte und zielführende Maßnahmen zur Förderung der Integration zu verfolgen und im Einklang mit der Empfehlung des Rates vom 9. Dezember 2013 für wirksame Maßnahmen zur Integration der Roma in den Mitgliedstaaten Gewalt, Hassreden und Diskriminierung der Roma zu bekämpfen; 

29.
unterstreicht die große Bedeutung der ordnungsgemäßen Umsetzung der nationalen Strategien zur Integration der Roma, indem integrierte Maßnahmen ausgearbeitet werden, die lokale Behörden, nichtstaatliche Einrichtungen und Roma-Gemeinschaften in einen ständigen Dialog einbeziehen; fordert die Kommission auf, für Überwachung und eine bessere Koordinierung bei der Umsetzung zu sorgen; fordert die Mitgliedstaaten auf, bei der Verwaltung, Überwachung und Bewertung von die Roma-Gemeinschaften betreffenden Projekten mit den Vertretern der Roma zusammenzuarbeiten und dabei die verfügbaren Mittel – auch der EU – einzusetzen und die Achtung der Grundrechte der Roma einschließlich der in der Richtlinie 2004/38/EG über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, verankerten Freizügigkeit streng zu überwachen;

30.
bedauert die bestehende Diskriminierung von Roma in den einzelstaatlichen Bildungssystemen und auf dem Arbeitsmarkt; betont, dass insbesondere Roma-Frauen und -Kinder anfälliger für vielfältige und sich überlappende Verstöße gegen ihre Grundrechte sind; weist erneut darauf hin, wie wichtig der Schutz von Roma-Kindern und die Förderung ihres gleichberechtigten Zugangs zu allen Rechten sind;

Gewalt gegen Frauen und Gleichstellung von Frauen und Männern 
31.
fordert die EU und die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, gegen alle Formen von gegen Frauen gerichteter Gewalt und Diskriminierung vorzugehen; fordert die Mitgliedstaaten insbesondere auf, die Folgen von häuslicher Gewalt und von sexueller Ausbeutung in allen ihren Formen – auch gegenüber Flüchtlingen und Migrantenkindern – sowie von Früh- oder Zwangsehen und aus Gründen der Ehre begangenen Verbrechen wirksam anzugehen;

32.
ist besorgt über das Ausmaß und die Formen von gegen Frauen gerichteter Gewalt in der EU, die in der EU-weit durchgeführten Befragung der Grundrechteagentur dokumentiert sind, aus der hervorging, dass jede dritte Frau nach ihrem 15. Lebensjahr Opfer von körperlicher und/oder sexueller Gewalt wurde und dass schätzungsweise 3,7 Millionen Frauen in der EU im Laufe eines Jahres sexueller Gewalt ausgesetzt sind; fordert die Kommission auf, die Mitgliedstaaten zur Ratifizierung anzuhalten und das Verfahren für den Beitritt der Union zum Übereinkommen von Istanbul schnellstmöglich einzuleiten; unterstreicht, dass ein schneller Beitritt aller Mitgliedstaaten zum Übereinkommen von Istanbul wesentlich zur Entwicklung einer integrierten Politik und zur Förderung der internationalen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung aller Formen der Gewalt gegen Frauen einschließlich sexueller Belästigung sowohl on- als auch offline beitragen würde; 

33.
bekundet ernsthafte Besorgnis über das Fortbestehen der Genitalverstümmelung, die eine schlimme Form von Gewalt gegen Frauen und Mädchen und eine unzulässige Verletzung ihres Rechts auf körperliche Unversehrtheit darstellt; fordert die Union und die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, bezüglich derartiger Praktiken innerhalb ihrer Grenzen größte Wachsamkeit walten zu lassen und ihnen schnellstmöglich ein Ende zu setzen; 

34.
fordert die Kommission auf, für eine kontinuierliche Erhebung von Daten zur Häufigkeit und zu den Erscheinungsformen von Gewalt gegen Frauen zu sorgen, um so eine Grundlage für entschlossene politische Maßnahmen zur Prävention von Gewalt und zur Erfüllung der Bedürfnisse der Opfer zu schaffen, wozu auch eine Bewertung der Umsetzung der Opferschutzrichtlinie der EU (Richtlinie 2012/29/EU) und die Organisation von Sensibilisierungskampagnen gegen sexuelle Belästigung gehören; ist der Ansicht, dass die Datenerhebung an die Ergebnisse der ersten EU-weiten Befragung anknüpfen sollte, die von der Grundrechteagentur durchgeführt wurde, und dass sie sich auf die Zusammenarbeit von Kommission (einschließlich Eurostat), Grundrechteagentur und Europäischem Institut für Gleichstellungsfragen stützen sollte; bekräftigt die in seiner Entschließung vom 25. Februar 2014 mit Empfehlungen an die Kommission zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen (2013/2004(INL)) enthaltene Aufforderung an die Kommission, einen Vorschlag für einen Rechtsakt vorzulegen, in dem Maßnahmen zur Förderung und Unterstützung der Tätigkeit der Mitgliedstaaten im Bereich der Prävention von Gewalt gegen Frauen und Mädchen, einschließlich Genitalverstümmelung bei Frauen, festgelegt werden; fordert die Kommission ferner auf, 2016 zum Jahr der Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und Mädchen zu erklären; 

35.
fordert die Kommission auf, die Einhaltung des Grundsatzes der Gleichstellung von Männern und Frauen in den europäischen Rechtsvorschriften besser zu überwachen; fordert die Mitgliedstaaten auf, eine dementsprechende Analyse ihrer nationalen Rechtsvorschriften durchzuführen;

Rechte des Kindes 
36.
verurteilt mit Nachdruck jede Form von Gewalt und Misshandlung gegenüber Kindern; fordert die Mitgliedstaaten als Vertragsparteien des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes auf, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um Kinder vor jeder Form körperlicher oder seelischer Gewalt zu schützen, einschließlich körperlichem und sexuellem Missbrauch, Zwangsehen, Kinderarbeit und sexueller Ausbeutung; 

37.
verurteilt entschieden die sexuelle Ausbeutung von Kindern und insbesondere das zunehmende Aufkommen von Kindesmissbrauch im Internet; fordert die Union und die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, ihre Anstrengungen im Kampf gegen diese schwerwiegenden Verletzungen der Rechte des Kindes zu bündeln und den in seiner Entschließung vom 11. März 2015 zum Kampf gegen Kinderpornographie im Internet enthaltenen Empfehlungen des Parlaments angemessen Folge zu leisten; fordert die Mitgliedstaaten, die dies noch nicht getan haben, erneut auf, die Richtlinie zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie in nationales Recht umzusetzen; fordert zudem die Union und die Mitgliedstaaten, die dies noch nicht getan haben, auf, das Übereinkommen des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch zu unterzeichnen;

38.
fordert die Mitgliedstaaten auf, die Richtlinie 2011/93/EU zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie umzusetzen und die rechtlichen Möglichkeiten, technischen Fähigkeiten und finanziellen Mittel der Strafverfolgungsbehörden zu stärken, damit die Zusammenarbeit unter anderem mit Europol intensiviert wird und damit effizienter gegen Netzwerke von Personen, die sexuelle Straftaten an Kindern begehen, ermittelt werden kann und diese Netzwerke schneller zerschlagen werden können, wobei indes die Rechte und die Sicherheit der betroffenen Kinder Vorrang vor allen anderen Erwägungen haben müssen; 

39.
verurteilt jegliche Form der Diskriminierung von Kindern und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, gemeinsam tätig zu werden, um der Diskriminierung von Kindern ein Ende zu setzen; fordert insbesondere die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, Kindern bei der Erstellung und Umsetzung von Programmen der Regional- und Kohäsionspolitik ausdrücklich Vorrang einzuräumen; erklärt erneut, dass Kinder aus der Volksgruppe der Roma geschützt werden müssen und ihr gleichberechtigter Zugang zu Gesundheitsfürsorge, einer menschenwürdigen Unterkunft und Bildung gefördert werden muss;

40.
fordert die Mitgliedstaaten auf, für alle Kinder einen effektiven Zugang zur Justiz sicherzustellen, unabhängig davon, ob es sich um Tatverdächtige, Täter, Opfer oder Verfahrensbeteiligte handelt; bekräftigt, dass es besonders im Zusammenhang mit den laufenden Diskussionen über eine Richtlinie über besondere Garantien für Kinder, die im Rahmen von Strafverfahren verdächtigt und angeklagt werden, wichtig ist, die Verfahrensgarantien für Kinder in Strafverfahren zu stärken;

41.
fordert die Kommission auf, im Jahr 2015 eine ambitionierte und umfassende Nachfolgemaßnahme für die EU-Agenda für die Rechte des Kindes vorzuschlagen; fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die Rechte des Kindes wirksam in alle Rechtsvorschriften, politischen Maßnahmen und finanziellen Beschlüsse der EU einfließen; fordert die Kommission auf, jährlich über die Fortschritte zu berichten, die im Bereich der Rechte des Kindes sowie in Bezug auf die vollständige Umsetzung des Besitzstands der EU im Bereich der Rechte des Kindes zu verzeichnen sind; fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass das Mandat und die Mittelausstattung des Koordinators für die Rechte des Kindes tatsächlich die Verpflichtung der EU widerspiegeln, die Rechte des Kindes systematisch, wirksam und durchgängig zu berücksichtigen; fordert die Kommission auf, die angekündigten EU-Leitlinien zu integrierten Systemen zum Schutz des Kindes anzunehmen;

42.
begrüßt, dass Zwangsheiraten in den Mitgliedstaaten immer häufiger als Straftaten gelten; fordert die Mitgliedstaaten auf, diesem Problem weiterhin Aufmerksamkeit zu widmen und Personen, die beruflich mit Kindern in Kontakt stehen, wie etwa Lehrer oder sozialpädagogische Betreuer, dahingehend auszubilden und zu sensibilisieren, dass sie erkennen können, welche Kinder möglicherweise in ihr Herkunftsland entführt werden könnten, um dort zwangsverheiratet zu werden; 

Rechte von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transgendern und Intersexuellen (LGBTI)

43.
fordert die EU-Mitgliedstaaten auf, Gewerkschaften und Arbeitgeberorganisationen in ihren Bemühungen zu unterstützen, Maßnahmen für Vielfalt und Nichtdiskriminierung unter besonderer Berücksichtigung von LGBTI-Personen zu ergreifen;

44.
verurteilt nachdrücklich jede Form von Diskriminierung aus Gründen der sexuellen Orientierung und Geschlechtsidentität, und bedauert zutiefst, dass die Grundrechte von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transgendern und Intersexuellen (LGBTI) in der Europäischen Union noch immer nicht uneingeschränkt geachtet werden; fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und die zuständigen Einrichtungen auf, gemeinsam eine umfassende mehrjährige Strategie zum Schutz der Grundrechte von LGBTI-Personen auszuarbeiten; weist jedoch mit Nachdruck darauf hin, dass bei dieser umfassenden Strategie den Zuständigkeiten der Europäischen Union, ihrer Einrichtungen und der Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen ist;

Rechte von Menschen mit Behinderungen

45.
beklagt, dass Menschen mit Behinderungen auch heute noch diskriminiert und ausgegrenzt werden; fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und die regionalen und lokalen Gebietskörperschaften auf, die Europäische Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen umzusetzen sowie die einschlägigen EU-Rechtsvorschriften zu überwachen und anzuwenden; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, die legislative Initiative für einen Rechtsakt über die Barrierefreiheit in Form eines Querschnittsinstruments wiederaufzunehmen, um den Schutz von Menschen mit Behinderung zu fördern und sicherzustellen, dass alle in der Zuständigkeit der EU liegenden Maßnahmen mit diesem Ziel im Einklang stehen; fordert die Kommission ferner auf, die Synergien zwischen der Europäischen Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen und den Bestimmungen der CEDAW und dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes zu maximieren, damit die anerkannten Rechte tatsächlich genossen und wahrgenommen werden können, wozu auch eine Angleichung und Umsetzung des Rechtsrahmens und kulturelle und politische Maßnahmen gehören; 

46.
fordert die Kommission mit Nachdruck auf, den Mitgliedstaaten Orientierungshilfe dabei zu bieten, wie sie im Einklang mit den Verpflichtungen der EU aus dem UN-Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen optimalen Nutzen aus den europäischen Finanzmitteln ziehen können, und NGO und Organisationen zu unterstützen und eng mit ihnen zusammenzuarbeiten, damit das Übereinkommen ordnungsgemäß umgesetzt wird; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, den Zugang von Menschen mit Behinderungen – wozu auch Menschen mit psychosozialen Behinderungen gehören – zu Beschäftigung und Ausbildung zu verbessern und gemäß Artikel 26 der Charta ihre Eigenständigkeit und Programme zur Deinstitutionalisierung zu unterstützen; 

47.
betont die Notwendigkeit, das Recht von Menschen mit Behinderungen auf politische Teilhabe an Wahlen zu achten; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, in ihre Berichterstattung über die Umsetzung der Richtlinien 93/109/EG und 94/80/EG des Rates, in denen das aktive und passive Wahlrecht für die Wahlen zum Europäischen Parlament und für Kommunalwahlen geregelt ist, eine Bewertung der Vereinbarkeit mit dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UNCRPD) einzubeziehen; bedauert, dass vielen behinderten Menschen in der EU, die ihre Rechts- und Geschäftsfähigkeit verloren haben, auch das Wahlrecht entzogen wurde; fordert daher die Mitgliedstaaten auf, ihre nationalen Rechtsvorschriften dahingehend zu ändern, dass behinderten Menschen, die ihre Rechts- und Geschäftsfähigkeit verloren haben, nicht systematisch das Wahlrecht entzogen, sondern jeder Einzelfall geprüft und Menschen mit Behinderungen Hilfestellung bei der Stimmabgabe geleistet wird; 

48.
fordert die Kommission auf, die Vereinbarkeit des europäischen Rechts mit den Anforderungen des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu überprüfen und im Rahmen ihrer Folgenabschätzungen alle künftigen Vorschläge mit Blick auf dieses Übereinkommen zu bewerten;

Diskriminierung aus Altersgründen

49.
bedauert, dass viele ältere Menschen insbesondere mit Blick auf den Zugang zu einem angemessenen Einkommen, zu Beschäftigung, zu Gesundheitsversorgung sowie zu notwendigen Gütern und Dienstleistungen täglich Diskriminierungen und Verletzungen ihrer Grundrechte ausgesetzt sind; weist darauf hin, dass in Artikel 25 der Charta der Grundrechte das Recht älterer Menschen auf ein würdiges und unabhängiges Leben und auf Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben verankert ist; fordert die Kommission auf, eine Strategie zum demografischen Wandel auszuarbeiten, um Artikel 25 der Charta der Grundrechte Wirkung zu verschaffen; 

50.
ist besorgt darüber, dass Misshandlung, Vernachlässigung und Missbrauch älterer Menschen in den Mitgliedstaaten weit verbreitet sind; fordert die Mitgliedstaaten auf, Maßnahmen zu ergreifen, mit denen Missbrauch und alle Formen der Gewalt gegen ältere Menschen bekämpft werden, und ihre Unabhängigkeit zu unterstützen, indem Renovierungen und die Verbesserung des Zugangs zu Wohnraum gefördert werden; erinnert daran, dass ältere Frauen wegen des geschlechtsspezifischen Lohn- und später Rentengefälles häufiger unter der Armutsgrenze leben;

51.
fordert die Mitgliedstaaten auf, unter anderem im Wege der Organisation und der Bereitstellung von Ausbildungsangeboten, die auf die soziale Förderung der jungen Menschen abzielen, für die Integration junger Arbeitnehmer in den Arbeitsmarkt zu sorgen und dabei insbesondere von der Wirtschaftskrise in Mitleidenschaft gezogene junge Menschen zu berücksichtigen; 

Hasskriminalität und Hassreden

52.
bedauert die in der EU täglich auftretenden Fälle von Hassreden und Hasskriminalität, die durch Rassismus, Fremdenfeindlichkeit oder religiöse Intoleranz oder durch Vorurteile aufgrund einer Behinderung, der sexuellen Orientierung oder der Geschlechtsidentität eines Menschen motiviert sind; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Grundrechte zu schützen und Verständnis, Akzeptanz und Toleranz zwischen den unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen auf ihrem Hoheitsgebiet zu fördern; fordert die EU auf, der Bekämpfung von Verbrechen aus Hass bei der Ausarbeitung von EU-Strategien gegen Diskriminierung und im Bereich der Justiz Vorrang einzuräumen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den Kampf gegen Hassverbrechen und diskriminierende Haltungen und Verhaltensweisen zu verstärken, indem sie eine umfassende Strategie zur Bekämpfung von Hassverbrechen, von durch Vorurteile motivierter Gewalt und von Diskriminierung entwickeln;

53.
ist beunruhigt angesichts des zunehmenden Erscheinens von Hassreden im Internet und fordert die Mitgliedstaaten auf, ein einfaches Verfahren einzuführen, mit dem die Bürgerinnen und Bürger hasserfüllte Inhalte im Internet melden können;

54.
bekundet seine Besorgnis angesichts der Untersuchungen und Schuldsprüche im Zusammenhang mit Hassverbrechen in den Mitgliedstaaten; fordert die Mitgliedstaaten auf, alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um zur Meldung solcher Straftaten zu ermutigen, wozu auch ein angemessener Schutz gehört, da die Erkenntnisse der FRA aus ihren umfangreichen Erhebungen durchweg belegen, dass Opfer von Verbrechen sich nur ungern bei der Polizei melden und Anzeige erstatten; 

55.
zeigt sich besorgt, dass mehrere Mitgliedstaaten die Bestimmungen des Rahmenbeschlusses 2008/913/JI nicht ordnungsgemäß umgesetzt haben, und fordert die Mitgliedstaaten auf, die EU-Normen vollständig umzusetzen und anzuwenden und für die Durchsetzung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu sorgen, mit denen alle Arten von Hassverbrechen, Anstiftung zu Hass und Belästigung bestraft werden und solche Straftaten systematisch verfolgt werden; fordert die Kommission auf, die ordnungsgemäße Umsetzung des Rahmenbeschlusses zu überwachen und gegen die Mitgliedstaaten, die die Umsetzung nicht vornehmen, Vertragsverletzungsverfahren einzuleiten; fordert ferner eine Überarbeitung des Rahmenbeschlusses in dem Sinne, dass er alle Formen von Hassverbrechen und Verbrechen, die aus Voreingenommenheit oder einem entsprechenden diskriminierenden Motiv heraus begangen werden, vollständig erfasst und darin schlüssige Standards für die Ermittlung und Strafverfolgung eindeutig festgelegt werden; 

56.
fordert die Kommission auf, Schulungsprogramme für Strafverfolgungs- und Justizbehörden und die einschlägigen EU-Einrichtungen zu unterstützen, damit sie in der Lage sind, diskriminierenden Praktiken und Hassverbrechen vorzubeugen und dagegen vorzugehen; fordert die Mitgliedstaaten auf, die für die Ermittlung und Strafverfolgung zuständigen Behörden mit praktischen Instrumenten und Fertigkeiten auszustatten, um sie zu befähigen, die vom Rahmenbeschluss erfassten Straftaten zu erkennen und damit umzugehen und mit den Opfern Kontakt zu pflegen und zu kommunizieren;

57.
bringt seine große Besorgnis über den Aufstieg politischer Parteien zum Ausdruck, die die derzeitige wirtschaftliche und soziale Krise nutzen, um ihre rassistischen, fremdenfeindlichen und islamfeindlichen Botschaften zu rechtfertigen; 

58.
verurteilt nachdrücklich die Praktiken der Einschüchterung und Verfolgung von Minderheiten – insbesondere Roma und Migranten – durch paramilitärische Gruppen, von denen einige direkt mit einer politischen Partei verbunden sind; fordert die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, solche Praktiken zu verbieten und zu bestrafen; 

Rechte von Migranten und Personen, die um internationalen Schutz ersuchen

59.
bedauert den wiederholten und tragischen Verlust von Menschenleben im Mittelmeerraum und die Rolle von Schleppern und Menschenschmugglern, die den Migranten ihre Grundrechte verweigern; weist darauf hin, dass die EU und die Mitgliedstaaten mehr unternehmen sollten, um weitere Tragödien auf dem Meer zu verhindern; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, Solidarität und die Achtung der Grundrechte von Migranten und Asylbewerbern in den Mittelpunkt der EU-Migrationspolitik zu stellen, wobei Folgendes besonders hervorzuheben ist:

–
betont, dass die EU einen ganzheitlichen Ansatz verfolgen muss, mit dem die Kohärenz ihres internen und externen politischen Vorgehens verstärkt wird; hält die EU und die Mitgliedstaaten dazu an, die Wahrung der Rechte von Migranten in den Mittelpunkt jeder bilateralen oder multilateralen Kooperationsvereinbarung mit Drittstaaten – wozu auch Rückübernahmeabkommen, Mobilitätspartnerschaften und Abkommen über technische Zusammenarbeit gehören – zu stellen;

–
erinnert die Mitgliedstaaten daran, dass sie internationale Verpflichtungen zur Seenotrettung eingegangen sind;

–
fordert die Mitgliedstaaten auf, sämtliche Rechtsvorschriften zu ändern oder zu überprüfen, nach denen Menschen, die Migranten in Seenot zu Hilfe kommen, bestraft werden;

–
fordert alle Mitgliedstaaten auf, sich an den Umsiedlungsprogrammen der EU zu beteiligen, und regt die Nutzung von humanitären Visa an; 

–
fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, im Einklang mit den geltenden Grundrechten und Asylgesetzen menschenwürdige Aufnahmebedingungen zu gewährleisten und dabei schutzbedürftigen Menschen besondere Aufmerksamkeit zu widmen und die Gefahr der sozialen Ausgrenzung von Asylsuchenden zu vermindern; fordert die Kommission auf, die Umsetzung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems und insbesondere der Richtlinie 2013/32/EU zu überwachen und dabei besonderes Augenmerk auf Asylsuchende zu legen, die spezieller Verfahrensgarantien bedürfen;

–
fordert die Einrichtung eines wirksamen und harmonisierten EU-Asylmechanismus für eine gerechte und ausgewogene Verteilung der Asylsuchenden unter den Mitgliedstaaten;

–
bedauert die gemeldeten Zwischenfälle gewaltsamer Zurückweisungen an den Grenzen der EU; erinnert die Mitgliedstaaten an ihre Pflicht, das in der Genfer Konvention verankerte und vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte anerkannte Prinzip der Nichtzurückweisung und das Verbot von Kollektivausweisungen gemäß Artikel 19 der Charta der Grundrechte zu achten; fordert die Kommission, ihre Einrichtungen und die Mitgliedstaaten auf, für die Achtung dieser und anderer völkerrechtlicher und EU-Verpflichtungen zu sorgen;

60.
vertritt die Auffassung, dass Kinder von Migranten insbesondere dann, wenn sie ohne Begleitung sind, besonders gefährdet sind; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, seine Entschließung vom 12. September 2013 zur Lage unbegleiteter Minderjähriger in der EU umzusetzen; fordert die Mitgliedstaaten auf, das Paket „Gemeinsames Europäisches Asylsystem“ vollständig umzusetzen, um die Lebensumstände von unbegleiteten Minderjährigen in der EU zu verbessern; begrüßt das Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-648/11, in dem er feststellt, dass der Mitgliedstaat für die Prüfung eines von einem unbegleiteten Minderjährigen in mehr als einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zuständig ist, in dem sich dieser Minderjährige aufhält, nachdem er dort einen Asylantrag gestellt hat; erinnert daran, dass unbegleitete Minderjährige vor allem Kinder sind und dass daher beim Umgang mit diesen Minderjährigen in den Mitgliedstaaten und der EU der Schutz von Kindern und nicht etwa die Einwanderungspolitik an erster Stelle stehen sollte;

61.
fordert, dass bewertet wird, wie für innere Angelegenheiten vorgesehene und verwendete Mittel und insbesondere Mittel für die Aufnahme von Asylsuchenden ausgegeben werden; fordert die EU auf, einzugreifen, sofern sich herausstellt, dass mit diesen Mitteln Tätigkeiten finanziert werden, die nicht im Einklang mit den Grundrechten stehen;

62.
fordert, dass die Mitgliedstaaten an den Außengrenzen der Union Unterstützung erhalten, damit sie systembedingte Unzulänglichkeiten bei den Aufnahmebedingungen und Asylverfahren, die durch den Anstieg der Zahl der Asylsuchenden noch verschärft werden, beseitigen können; 

63.
fordert die Mitgliedstaaten auf, das Übereinkommen des Europarats zur Bekämpfung des Menschenhandels unverzüglich zu ratifizieren; 

Solidarität in der Wirtschaftskrise 

64.
bedauert das Maß, in dem die Finanz-, Wirtschafts- und Staatsverschuldungskrise zusammen mit unerlässlichen wirtschaftlichen Maßnahmen die wirtschaftlichen und sozialen Rechte beeinträchtigt und folglich vielfach Armut, Ausgrenzung und Isolation ausgelöst hat;

65.
betont, dass die Mitgliedstaaten, die an ihren Sozial- und Wirtschaftssystemen Strukturreformen und Korrekturmaßnahmen durchführen, stets verpflichtet sind, die Charta einzuhalten;

Kriminalität und Korruptionsbekämpfung

66. 
wiederholt, dass die Korruptionskriminalität – insbesondere das organisierte Verbrechen – einen gravierenden Verstoß gegen die Grundrechte und eine Bedrohung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit darstellt; betont, dass die Korruption dadurch, dass mit ihr öffentliche Mittel von den gemeinnützigen Zielen, für die diese Mittel bestimmt sind, abgezogen werden, das Ausmaß und die Qualität der öffentlichen Dienstleistungen schmälert und somit die faire Behandlung aller Bürger ernsthaft beeinträchtigt; fordert die Mitgliedstaaten und die europäischen Organe nachdrücklich auf, wirkungsvolle Instrumente zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung von Korruption und Kriminalität zu schaffen und die Verwendung europäischer und nationaler öffentlicher Mittel auch künftig regelmäßig zu überwachen; fordert die Mitgliedstaaten und Organe zu diesem Zweck auf, auf die zügige Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft hinzuwirken und dadurch angemessene Garantien für Unabhängigkeit und Effizienz zu schaffen;

67.
fordert die Kommission mit Nachdruck auf, eine mit wirksamen Instrumenten ausgestattete Strategie zur Bekämpfung der Korruption aufzulegen; fordert alle Mitgliedstaaten und die EU auf, sich der „Open Government Partnership“ anzuschließen und konkrete Strategien zur Förderung der Transparenz, Stärkung der Teilhabe der Bürger und Bekämpfung von Korruption zu schaffen; fordert die Mitgliedstaaten auf, den Empfehlungen im Bericht der Kommission über die Korruptionsbekämpfung und in der Entschließung des Parlaments vom 23. Oktober 2013 zu organisiertem Verbrechen, Korruption und Geldwäsche: Empfohlene Maßnahmen und Initiativen nachzukommen und die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit bei der Korruptionsbekämpfung auszubauen; 

68.
fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, stärker gegen alle Arten des organisierten Verbrechens – wozu auch Menschenhandel, sexueller Missbrauch und sexuelle Ausbeutung, Folter und Zwangsarbeit gehören – vorzugehen und das Augenmerk vor allem auf die Verbrechen zu richten, von denen Frauen und Kinder betroffen sind; 

69.
hebt hervor, dass sich Menschenhandel, alle Formen der Ausbeutung und kriminelle Aktivitäten zunehmend in Europa ausbreiten und im Laufe der letzten Jahre durch die sprunghaft gestiegene Anzahl der Immigranten innerhalb und außerhalb der EU weiteren Auftrieb erhalten haben; fordert die Kommission daher auf, die europäischen Vorschriften über die Bekämpfung des Menschenhandels zu stärken, damit die nationalen Gesetze der Mitgliedstaaten besser aufeinander abgestimmt werden können; 

Haftbedingungen in Gefängnissen und anderen Haftanstalten

70.
erinnert daran, dass die Grundrechte von Gefangenen von den nationalen Behörden garantiert werden müssen; beklagt die Haftbedingungen in den Gefängnissen und anderen Haftanstalten zahlreicher Mitgliedstaaten, wozu auch Überbelegung und Misshandlung von Gefangenen zählen;

72.
bekräftigt die in seiner Entschließung vom 27. Februar 2014 zur Überprüfung des Europäischen Haftbefehls (2013/2109(INL)) an die Kommission gerichteten Empfehlungen;

73.
bedauert, dass die drei Rahmenbeschlüsse über die Überstellung von Häftlingen, die Bewährung und alternative Strafen sowie die Europäische Überwachungsanordnung, die sicherlich der Überbelegung von Haftanstalten entgegenwirken könnten, nur von einigen Mitgliedstaaten umgesetzt worden sind;

74.
fordert die Kommission auf, die Auswirkungen von Haftmaßnahmen und Strafrechtssystemen auf Kinder zu prüfen; weist darauf hin, dass in der gesamten EU bei Kindern, die mit ihren Eltern in Haftanstalten leben, die Rechte des Kindes unmittelbar beeinträchtigt werden; hebt hervor, dass Schätzungen zufolge jährlich 800 000 Kinder in der EU von einem inhaftierten Elternteil getrennt werden, was sich in vielfältiger Weise auf die Wahrung der Rechte dieser Kinder auswirkt;

Justiz

75.
weist darauf hin, dass eine der obersten Prioritäten der europäischen Organe im Zusammenhang mit der EU-Justizagenda für 2020 auch künftig darin bestehen sollte, dass ein europäischer Raum des Rechts entsteht, der auf gegenseitiger Anerkennung und rechtlichen Garantien basiert und zur Harmonisierung der verschiedenen Rechtssysteme der Mitgliedstaaten vor allem im Strafrecht führt; hält die wirksame Anwendung der Charta und des sekundären EU-Rechts im Bereich der Grundrechte für entscheidend für das Vertrauen der Bürger in die ordnungsgemäße Funktionsweise des europäischen Raums des Rechts;

76.
weist darauf hin, dass das Recht auf Zugang zur Justiz und zu einem unabhängigen und unparteiischen Gericht von entscheidender Bedeutung für den Schutz der Grundrechte – die nur Wirkung haben, wenn sie gerichtsfähig sind – sowie für Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ist; hält es für wesentlich, für die Wirksamkeit des Justizwesens sowohl im zivilrechtlichen als auch im strafrechtlichen Bereich zu sorgen und die Unabhängigkeit der Rechtsprechung zu garantieren; 

77.
begrüßt das europäische e-Justiz-Portal, das von der Kommission betrieben wird, Experten und der Öffentlichkeit Informationen über die Rechtssysteme bereitstellt, ein praktisches Instrument für die Verbesserung des Zugangs zu den Gerichten ist und im Rahmen eines gesonderten Abschnitts über die Grundrechte die Bürger darüber informieren soll, an welche Stelle sie sich im Falle einer Verletzung ihrer Grundrechte wenden können;

78.
begrüßt die bereits auf EU-Ebene ergriffenen Maßnahmen zur Harmonisierung der Verfahrensgarantien in Strafverfahren in den Mitgliedstaaten und ihre Vorteile für die Bürger; weist nochmals darauf hin, wie wichtig es ist, dass EU-Rechtsvorschriften über Verfahrensrechte angenommen werden, die die höchsten Schutzstandards der Charta, der internationalen Menschenrechtsübereinkommen und des Verfassungsrechts der Mitgliedstaaten einhalten; 

79.
bedauert, dass in vielen Mitgliedstaaten kein Zugang zu Rechtsberatung besteht und das Recht auf Zugang zur Justiz dadurch für jene Menschen beeinträchtigt wird, die nicht über ausreichende finanzielle Mittel verfügen; ist der Ansicht, dass die EU eine robuste und umfassende Richtlinie über den Zugang zu Rechtsberatung erlassen muss;

Unionsbürgerschaft

80.
ist der Ansicht, dass die aktive und partizipative Unionsbürgerschaft durch den Zugang zu Dokumenten und Informationen, Transparenz, verantwortungsvolle Regierungsführung und gute Verwaltung sowie demokratische Teilhabe und Vertretung einschließlich einer möglichst unionsbürgernahen Entscheidungsfindung gefördert werden sollte; hebt hervor, dass nach Maßgabe des Artikels 11 EUV die vollständige Beteiligung der Zivilgesellschaft am Beschlussfassungsprozess auf EU-Ebene sichergestellt werden muss, und betont die große Bedeutung der Grundsätze der Transparenz und des Dialogs; stellt fest, dass die Bürger teilhaben und Behörden kontrollieren, bewerten und zur Rechenschaft ziehen können, wenn sie das Recht auf Zugang zu den Dokumenten der öffentlichen Einrichtungen genießen; 

81.
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass Informationskampagnen zum Thema Unionsbürgerschaft und den damit verbundenen Rechten – dem Recht auf diplomatischen und konsularischen Schutz, dem Petitionsrecht, dem Recht, Beschwerden an den Europäischen Bürgerbeauftragten zu richten, dem aktiven und passiven Wahlrecht bei den Europawahlen und dem Recht, Bürgerinitiativen einzureichen – veranstaltet werden;

82.
begrüßt die Entschlossenheit der Europäischen Bürgerbeauftragten, für gute Verwaltung und Transparenz in den Organen und Einrichtungen der Union zu sorgen;

83.
erinnert daran, dass die Aufklärung der Bürger über ihre Grundrechte ein fester Bestandteil des in der Charta verankerten Rechts auf eine gute Verwaltung ist; fordert die Mitgliedstaaten auf, besonders darauf zu achten, dass den am stärksten benachteiligten Personen ihre Rechte erläutert und sie im Hinblick auf die Wahrung dieser Rechte unterstützt werden; 

84.
bekräftigt die große Bedeutung der Europäischen Bürgerinitiative (EBI), die als neues Bürgerrecht im Vertrag von Lissabon eingeführt wurde und zum Ziel hat, die partizipative Demokratie in der EU zu stärken; weist auf die große Bedeutung der EBI als wirksames Werkzeug hin, das den europäischen Bürgern ein Recht der direkten Demokratie an die Hand gibt, damit sie einen Beitrag zum Entscheidungsfindungsprozess der EU leisten können, wobei dieses Recht noch zu dem Recht der europäischen Bürger, beim Europäischen Parlament Petitionen einzureichen, und ihrem Recht, sich mit einer Beschwerde an den Europäischen Bürgerbeauftragten zu wenden, hinzukommt;

85.
fordert die Kommission auf, die Rolle der Europäischen Bürgerinitiativen (EBI) durch die Verfolgung eines bürgerfreundlichen Ansatzes zu stärken, um bei der bevorstehenden Überarbeitung der Verordnung (EU) Nr. 211/2011 alle Mängel dieses Instruments zu beseitigen und gleichzeitig die Informationskampagnen für die Bürger über die Inanspruchnahme der EBI und ihre Befugnis zur Beeinflussung des EU-Entscheidungsfindungsprozesses zu verbessern;

Opfer von Straftaten

86.
hält den Schutz der Opfer von Straftaten für eine vorrangige Angelegenheit; fordert die Mitgliedstaaten auf, die EU-Opferschutzrichtlinie (2012/29/EU) unverzüglich umzusetzen, damit die Umsetzungsfrist (16. November 2015) eingehalten werden kann, und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, gemäß Artikel 28 der Richtlinie für die Erhebung vergleichbarer Daten über die Umsetzung zu sorgen, wobei besonderes Augenmerk darauf gerichtet werden sollte, wie Opfer – auch Opfer von Straftaten, die aus einem diskriminierenden Motiv heraus begangen wurden – ihre Rechte wahrnehmen konnten; ist der Ansicht, dass – wie Untersuchungen der FRA über die Unterstützung von Opfern gezeigt haben – noch viel getan werden muss, um die Opfer von Straftaten zu unterstützen, indem sie über ihre Rechte informiert werden und indem für wirksame Systeme für die Überweisung an zuständige Stellen und Schulungen für Polizeibeamte und Angehörige der Rechtsberufe gesorgt wird, damit ein von Vertrauen geprägtes Verhältnis zu den Opfern hergestellt werden kann; begrüßt den Erlass der Verordnung über die gegenseitige Anerkennung von Schutzmaßnahmen in Zivilsachen im Jahr 2013; 

87.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu übermitteln.
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